
1. In § 11 Absatz 2 Satz 4 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „, und ihm die Firma und Anschrift 
des Entleihers, dem er überlassen wird, in Textform 
mitzuteilen.“ ersetzt.

2. § 13a wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 13a

Informationspflicht des 
Entleihers über freie Arbeitsplätze und 

Übernahmegesuch des Leiharbeitnehmers“.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Der Entleiher hat einem Leiharbeitnehmer, 
der ihm seit mindestens sechs Monaten überlas-
sen ist und der ihm in Textform den Wunsch nach 
dem Abschluss eines Arbeitsvertrages angezeigt 
hat, innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Anzeige eine begründete Antwort in Textform 
mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht, sofern der Leihar-
beitnehmer dem Entleiher diesen Wunsch in den 
letzten zwölf Monaten bereits einmal angezeigt 
hat. Für die Bestimmung der Dauer der Überlas-
sung nach Satz 1 gilt § 1 Absatz 1b Satz 2 ent-
sprechend.“

3. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 9 wird die Angabe „§ 13a 
Satz 1“ durch die Wörter „§ 13a Absatz 1 Satz 1“ 
ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „die Ordnungs-
widrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5, 6a und 8 
mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet 
werden“ durch die Wörter „die Ordnungswidrig-
keit nach Absatz 1 Nummer 8 mit einer Geldbuße 
bis zu zweitausend Euro und die Ordnungswid-
rigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5 und 6a mit 
einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet 
werden“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des 
Seearbeitsgesetzes

Das Seearbeitsgesetz vom 20. April 2013 (BGBl. I 
S. 868; 2014 I S. 605), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1144) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 32 folgende Angabe eingefügt:

„§ 32a Pflichtfortbildungen“.

2. § 28 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Absatz 2 
Nummer 11“ durch die Wörter „Absatz 2 Num-
mer 13“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 5 werden nach dem Wort „Heuer-
vertrag“ die Wörter „: das Enddatum oder“ 
eingefügt.

bb) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 
eingefügt:

„6. sofern vereinbart, die Dauer der Probe-
zeit,“.

cc) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und 
wird wie folgt gefasst:

„7. die Zusammensetzung und die Höhe der 
Heuer einschließlich der Vergütung von 
Überstunden, der Zuschläge, Zulagen, 
Prämien und Sonderzahlungen, die je-
weils getrennt anzugeben sind, oder die 
für die Berechnung der Heuer zugrunde 
zu legende Formel sowie die Fälligkeit 
der Heuer und die Art der Auszahlung,“.

dd) Nach der neuen Nummer 7 wird folgende 
Nummer 8 eingefügt:

„8. sofern vereinbart, die Möglichkeit der 
Anordnung von Überstunden und deren 
Voraussetzungen,“.

ee) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 9 und 
wird wie folgt gefasst:

„9. die vereinbarten Arbeitszeiten, verein-
barte Ruhepausen und Ruhezeiten sowie 
bei einem Mehrwachen-System das ver-
einbarte System,“.

ff) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 10.

gg) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 11 
und wird wie folgt gefasst:

„11. das bei der Kündigung des Heuer-
verhältnisses einzuhaltende Verfahren, 
mindestens das Schriftformerfordernis 
und die Fristen für die Kündigung sowie 
die Frist zur Erhebung einer Kündi-
gungsschutzklage; § 7 des Kündigungs-
schutzgesetzes ist auch bei einem nicht 
ordnungsgemäßen Nachweis der Frist 
zur Erhebung einer Kündigungsschutz-
klage anzuwenden,“.

hh) Die bisherigen Nummern 10 bis 12 werden 
die Nummern 12 bis 14.

ii) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 15 
eingefügt:

„15. ein etwaiger Anspruch auf vom Reeder 
bereitgestellte Fortbildung,“.

jj) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 16.

c) In Absatz 3 Nummer 3 werden die Wörter „Ab-
satz 2 Nummer 6“ durch die Wörter „Absatz 2 
Nummer 7“ ersetzt.

d) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Absatz 2 
Nummer 6 bis 10, 12“ durch die Wörter „Absatz 2 
Nummer 6 bis 12, 14, 15“ ersetzt.

e) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Hat das Heuerverhältnis bereits vor dem 
1. August 2022 bestanden, so ist dem Besat-
zungsmitglied auf sein Verlangen eine Nieder-
schrift mit den nach Absatz 2 wesentlichen An-
gaben innerhalb von sieben Tagen nach Zugang 
der Aufforderung auszuhändigen oder zu über-
mitteln. Soweit eine früher ausgestellte Nieder-
schrift oder ein schriftlicher Heuervertrag die 
nach Absatz 2 wesentlichen Angaben enthält, 
entfällt diese Verpflichtung.“
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3. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt:

„§ 32a

Pflichtfortbildungen

(1) Ist der Reeder durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes, durch Tarifvertrag oder Betriebs-
vereinbarung verpflichtet, dem Besatzungsmitglied 
eine für die Erbringung der Arbeitsleistung erforderli-
che Fortbildung anzubieten, dürfen dem Besatzungs-
mitglied die Kosten hierfür nicht auferlegt werden.

(2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen während 
der regelmäßigen Arbeitszeit durchgeführt werden. 
Soweit Fortbildungen nach Absatz 1 außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit durchgeführt werden müs-
sen, gelten sie als Arbeitszeit.“

4. § 82 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6. der Hinweis darauf, dass die Ausbildung 
auf verschiedenen Schiffen erfolgen kann, 
sowie die Ausbildungsmaßnahmen außer-
halb der Ausbildungsstätte,“.

bb) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

„9. die Zusammensetzung und die Höhe der 
Vergütung einschließlich der Zuschläge, 
Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen, 
die jeweils getrennt anzugeben sind, oder 
die für die Berechnung der Vergütung 
zugrunde zu legende Formel sowie die 
Fälligkeit der Vergütung, die Art der 
Auszahlung und, soweit vorgesehen, die 
Modalitäten und die Vergütung von Über-
stunden,“.

cc) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

„11. das bei der Kündigung des Ausbil-
dungsvertrages einzuhaltende Verfah-
ren, mindestens das Schriftformerforder-
nis und die Fristen für eine Kündigung 
sowie die Frist zur Erhebung einer Kün-
digungsschutzklage; § 7 des Kündi-
gungsschutzgesetzes ist auch bei einem 
nicht ordnungsgemäßen Nachweis der 
Frist zur Erhebung einer Kündigungs-
schutzklage anzuwenden,“.

b) Folgender Absatz 9 wird angefügt:

„(9) Hat das Ausbildungsverhältnis bereits vor 
dem 1. August 2022 bestanden, so ist dem Aus-
zubildenden auf sein Verlangen eine Nieder-
schrift mit den nach Absatz 3 wesentlichen An-
gaben innerhalb von sieben Tagen nach Zugang 
der Aufforderung auszuhändigen oder zu über-
mitteln. Soweit eine früher ausgestellte Nieder-
schrift oder ein schriftlicher Ausbildungsvertrag 
die nach Absatz 3 erforderlichen Angaben ent-
hält, entfällt diese Verpflichtung.“

5. § 148 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Absatz 2 
Nummer 1 bis 5, 7, 9, 10, 12 und 13“ durch die 
Wörter „Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 9, 11, 12, 14 
und 16“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wer-
den die Wörter „§ 28 Absatz 2 Nummer 6, 8, 11“ 

durch die Wörter „§ 28 Absatz 2 Nummer 7, 
10, 13“ ersetzt und wird nach dem Wort „Dienst-
leistungspflicht“ das Wort „, Pflichtfortbildungen“ 
eingefügt.

Artikel 6

Änderung der 
Gewerbeordnung

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 
(BGBl. I S. 918) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu den 
§§ 111 bis 132a durch die folgenden Angaben er-
setzt:

„§ 111 Pflichtfortbildungen

§§ 112 
bis 132a (weggefallen)“.

2. § 111 wird wie folgt gefasst:

„§ 111

Pflichtfortbildungen

(1) Ist der Arbeitgeber durch Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes, durch Tarifvertrag oder 
Betriebs- oder Dienstvereinbarung verpflichtet, 
dem Arbeitnehmer eine für die Erbringung der Ar-
beitsleistung erforderliche Fortbildung anzubieten, 
dürfen dem Arbeitnehmer die Kosten hierfür nicht 
auferlegt werden.

(2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen während 
der regelmäßigen Arbeitszeit durchgeführt werden. 
Soweit Fortbildungen nach Absatz 1 außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit durchgeführt werden müs-
sen, gelten sie als Arbeitszeit.“

Artikel 7

Änderung des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz vom 21. Dezem-
ber 2000 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 22. November 2019 (BGBl. I 
S. 1746) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch 
die Wörter „und den Arbeitnehmer über entspre-
chende Arbeitsplätze zu informieren, die im 
Betrieb oder Unternehmen besetzt werden sol-
len.“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer, 
dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs Mo-
nate bestanden und der ihm in Textform den 
Wunsch nach Absatz 2 Satz 1 angezeigt hat, in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige 
eine begründete Antwort in Textform mitzuteilen. 
Hat der Arbeitgeber in den letzten zwölf Monaten 
vor Zugang der Anzeige bereits einmal einen in 
Textform geäußerten Wunsch nach Absatz 2 
Satz 1 in Textform begründet beantwortet, ist 
eine mündliche Erörterung nach Absatz 2 ausrei-
chend.“
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